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Zuviel ist zu viel! – Vollständige Rücknahme der geplanten 
Steuererhöhungen auch beim Agrardiesel 
 
Erklärung des Landesbauernverbandes in Baden-Württemberg 
(LBV) und des Badischen Landwirtschaftlichen Hauptverbandes 
(BLHV) zum Dreikönigstreffen der Freien Demokraten am  
6. Januar 2024 in Stuttgart 
 

Die Landwirtschaft in Deutschland steht für eine sichere Versorgung der Be-
völkerung mit hochwertigen und bezahlbaren Lebensmitteln. Die heimischen 
Bäuerinnen und Bauern sind führend in ihrem Engagement für den Tier-,  
Natur- und Umweltschutz. Eine junge und hochqualifizierte Generation von 
Landwirten steht in den Startlöchern, möchte die zukünftigen Anforderungen 
der Gesellschaft bestmöglich erfüllen und ihren Beitrag zu noch mehr Klima- 
und Artenschutz leisten.  
 
Die Familienbetriebe in unserem Land stehen vor großen Herausforderungen, 
die nur mit positiver Begleitung der Politik gelingen können. Die Politik der ver-
gangenen Jahre war jedoch leider geprägt von fehlender Planungssicherheit, 
steigenden Anforderungen, immensem und immer höherem bürokratischen 
Aufwand und geringer wirtschaftlicher Stabilität.  
 
Seit Jahren führen insbesondere auch politische Entscheidungen zu sinken-
den Einkünften. Durch die Vorgabe immer höherer Auflagen und Standards 
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steigen die Produktionskosten in den landwirtschaftlichen Betrieben immer 
mehr. Allein durch die Gemeinsame Agrarpolitik der Europäischen Union 
(GAP) 2023 wurden 30 Prozent der einkommenswirksamen Ausgleichszahlun-
gen für die landwirtschaftlichen Familienbetriebe gestrichen.  
 
Hinzu kommen Kostentreiber, wie eine starke Reglementierung der Düngung, 
erhebliche Einschränkungen beim Pflanzenschutz, eine nicht umsetzbare und 
hochbürokratische GAP, sehr hohe Tierwohlstandards und im internationalen 
Vergleich hohe Lohnkosten, um nur eine Auswahl schwerwiegender politischer 
Weichenstellungen zu nennen.  
 
Die nun von der Bundesregierung vorgenommene Rücknahme der Streichung 
der Kfz-Steuerbefreiung wird von den Bauernverbänden begrüßt. Allerdings ist 
dieses – von der Bundesregierung als Kompromiss gesehene – Angebot nach 
wie vor unzureichend. Unsere Landwirtinnen und Landwirte können sich damit 
nicht zufriedengeben; denn es geht um die Perspektiven ihrer Familienbe-
triebe.  
 
Der Strukturwandel würde dadurch noch einmal verstärkt. Zudem würde die 
heimische Produktion von Lebensmitteln verteuert und die regionale Produk-
tion geschwächt und ins Ausland verlagert.  
 
Sowohl die Kfz-Steuerbefreiung als auch die Agrardieselrückerstattung beru-
hen vor allem darauf, dass die öffentliche Verkehrsinfrastruktur von den land-
wirtschaftlichen Fahrzeugen nur sehr wenig genutzt wird. Daher ist es ohne 
Zweifel sachgerecht, hier entsprechende Vergütungen für die Landwirtschaft 
vorzusehen.  
 
Durch die faktische Steuererhöhung beim Agrardiesel würden die Treibstoff-
kosten für die landwirtschaftlichen Betriebe erheblich steigen. Eine zusätzliche 
deutliche Kostensteigerung ergibt sich aus der steigenden CO2-Emissionsab-
gabe auf Treib- und Brennstoffe. Aufgrund der notwendigen Zugkraft gibt es 
allerdings absehbar keine Alternative zum Dieselantrieb in der Landwirtschaft.  
 
Des Weiteren können die Land- und Forstwirte ihre Arbeiten, Ernten oder 
Transporte nicht einfach mit einem geringeren Energieverbrauch erledigen. 
Die Steuererhöhung beim Agrardiesel hätte somit auch keinerlei Lenkungswir-
kung im Sinne einer klimafreundlicheren Wirtschaft. Sie würde voll und ganz 
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zu Lasten des Einkommens in der Land- und Forstwirtschaft gehen. Durch die 
Schwächung der heimischen Land- und Forstwirtschaft würde die CO2-Freiset-
zung durch dann zunehmende Lebensmittelimporte sogar ansteigen. 
 
Ein Ausstieg Deutschlands aus der Agrardieselrückerstattung wäre ein ekla-
tanter Wettbewerbsnachteil für die heimische Landwirtschaft gegenüber ande-
ren Staaten in der EU. Entgegen dem vielfach von der Bundesregierung geäu-
ßerten Ziel, die heimische Landwirtschaft zu stärken und widerstandsfähigere 
Wertschöpfungsketten zu schaffen, würden die landwirtschaftlichen Familien-
betriebe weiter massiv geschwächt und die Erzeugung von heimischen Le-
bensmitteln schwer belastet.  
 
Nicht ohne Grund haben die Vorschläge der Bundesregierung bei den Bauern, 
Winzern und Forstwirten zu einer massiven Verärgerung geführt. Zu viel ist zu 
viel! Diese Vorschläge treffen die Land- und Forstwirte ins Mark und gefährden 
nachhaltig die Wettbewerbsfähigkeit der gesamten deutschen Land- und 
Forstwirtschaft. 
 
 
Wir fordern die Bundesregierung auf, auch die Vorschläge zur Abschaf-
fung der Agrardieselrückerstattung für landwirtschaftliche Zugmaschi-
nen sofort und vollständig zurückzunehmen. 
 
 
Die FDP als Mitglied dieser Bundesregierung fordern wir auf, sich sehr 
viel stärker für eine zukunftsfähige Wirtschaftspolitik in unserem Land zu 
engagieren, die auch der Landwirtschaft Perspektive bietet, fairen Wett-
bewerb zulässt, Innovationen ermöglicht und Unternehmergeist hono-
riert.  
 
 
Stuttgart, 6. Januar 2024  
 
 
 
Landesbauernverband in Baden-Württemberg e. V. (LBV)  
Badischer Landwirtschaftlicher Hauptverband (BLHV) 


